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Entwurf eines Vierten Gesetzes zur Änderung des Chemikaliengesetzes - Anhörung (§ 47 
GGO) 
  

Sehr geehrte Damen und Herren,  

 

der Referentenentwurf eines vierten Gesetzes zur Änderung des Chemikaliengesetzes wird 

vom BMUV als durch den Bundesrat nicht zustimmungspflichtig bewertet. Diese Auffassung 

wird nicht geteilt. Nach Artikel 104a GG und Artikel 84 GG ergibt sich eine eindeutige 

Zustimmungspflicht der Bundesländer. In dem Entwurf ist keine Abweichungsmöglichkeit zu 

dem beschrieben Verfahren vorgesehen (Artikel 84 Abs. 1 Satz 5 und 6 GG), und das 

Gesetz verpflichtet die Länder zu Leistungen gegenüber Dritten (Giftinformationszentren 

GIZ), ohne das wesentliche Spielräume zur landeseigenen Bestimmung des Ausmaßes der 

Leistungspflichten eingeräumt werden (Artikel 104a Abs.4 GG).  

 

Der Referentenentwurf eines vierten Gesetzes zur Änderung des Chemikaliengesetztes 

enthält unter anderem Passagen zu den von den Ländern betriebenen 

Giftinformationszentren (GIZ) und der Etablierung eines Vergiftungsregisters (Änderungen zu 

§16).   

Hamburg lehnt den Entwurf zu diesem Punkt vollumfänglich ab. Einige Gründe hierfür sind: 

 

1.) Das in dem Entwurf vorgesehene umfangreiche Fallmonitoring von Vergiftungsfällen 

ist in dieser Tragweite bislang nicht etabliert. Die Giftinformationszentren würden hierdurch in 

ihrer Kernaufgabe, der Beratung in akuten Vergiftungsfällen, behindert. Durch die geforderte 
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Datenerhebung besteht die Gefahr einer Verzögerung bei akuten medizinischen Notfällen, 

da durch die Erhebung der, für die akute Beratung nicht notwendiger, Datensätze zusätzliche 

Zeit pro Fall benötigt wird. 

 

2.)  Die Notwenigkeit der Änderung der gängigen Praxis in Bezug auf die im Entwurf 

genannten Verordnungen EU Nr. 528/2012 (EU-Biozidverordnung) und EU Nr. 2017/625 ist 

nicht ersichtlich. In wie weit besteht eine Vertragsverletzung in der jetzt gängigen Praxis? 

Eine Meldepflicht gegenüber dem BfR ist in §16e bereits vorhanden und erfüllt unserer 

Meinung nach bereits die Vorgaben der Verordnungen. 

 

3.) In dem Entwurf wird eine sehr weitreichende Erhebung und Speicherung 

personenbezogener Krankheitsdaten durch die Giftinformationszentren gefordert (Name, 

Adresse, Telefonnummer, welche Vergiftung, Kontaktdaten Behandler, Dauer der 

Erkrankung, Fallausgang). Diese Daten werden zurzeit nicht erhoben. Eine solche 

Weitergabe personenbezogener Daten ist beispiellos. Sie greift tief in die Rechte nach 

DGSVO und die Verschwiegenheitspflicht von Ärztinnen und Ärzten nach §203 StGB ein. 

Auch das Meldewesen für Erkrankungen nach dem IFSG sieht nur eine lokale Erhebung und 

Speicherung von Daten durch die Gesundheitsämter vor. Die Weiterleitung erfolgt 

anonymisiert an die Bundesoberbehörde. Es ist nicht ersichtlich, welcher Nutzen sich aus 

der Übermittlung dieser Daten an das BfR ergibt, da das BfR weder in die Behandlung noch 

in die Beratung der Behandelnden einbezogen ist. Wir bitten das BMUV, die Notwendigkeit 

der Datenerhebung darzustellen und eine Stellungnahme des Bundesbeauftragten für 

Datenschutz einzuholen.   

 

4.) Der Entwurf sieht Kostensteigerungen von ca. EUR 300.000 pro GIZ für zusätzliche 

Personalkosten vor. Im Fall GIZ Nord, für die Hamburg ein Trägerland ist, würde dies alleine 

eine Kostensteigerung um ca. 50% bedeuten. Es ist zudem zweifelhaft, ob die im Entwurf 

veranschlagten Summen für die geforderte Datensammlung ausreichend sind. In dem 

Entwurf wurden weitere Folgekosten z.B. für zusätzliche Büros, Softwareentwicklung samt 

Schnittstellenetablierung, nicht beachtet. Hamburg lehnt eine solche Kostensteigerung ab, 

da insbesondere die Notwendigkeit (Punkt 1 und 2) nicht hinlänglich begründet wurde.  

 

Zu der Überarbeitung der Vorschriften über die Gute Laborpraxis (GLP) sowie der Bußgelder 

bestehen keine grundsätzlichen Bedenken. 

 

Mit freundlichen Grüßen 
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